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1. Instanz
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Datum 24.02.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 12 KA 64/99
Datum 21.02.2001

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
24. Februar 1999 aufgehoben und die Klage gegen den Bescheid vom 15.
Dezember 1997 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12. MÃ¤rz 1998
sowie gegen den Bescheid vom 31. Juli 1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 23. November 1999 abgewiesen.
II. Der KlÃ¤ger hat der Beklagten die Kosten beider RechtszÃ¼ge zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob der KlÃ¤ger berechtigt ist, an der am 1. Juli
1997 in Kraft getretenen Schmerztherapie-Vereinbarung (= Anlage 12 zum
Arzt-/Ersatzkassenvertrag â�� EKV-Ã�) teilzunehmen und damit Ã¼ber den 30. Juni
1997 hinaus die Kostenerstattung nach den Nrn.8050 und 8051 E-GO in Anspruch
zu nehmen.

Der KlÃ¤ger nimmt als Arzt fÃ¼r Allgemeinmedizin in P â�¦/Lkr. an der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung teil.
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Auf Antrag vom 25. Januar 1995 erteilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit Bescheid
vom 18. MÃ¤rz 1996 eine vorlÃ¤ufige Genehmigung zur DurchfÃ¼hrung von
ambulanten Behandlungen chronisch schmerzkranker Patienten. In dieser
Genehmigung behielt sie sich den Widerruf fÃ¼r den Fall vor, dass die
Vereinbarung Ã¼ber die Behandlung chronisch schmerzkranker Patienten vom 1.
Juli 1994 neu gefasst wird und die damit aufgestellten Voraussetzungen nicht
erfÃ¼llt wÃ¼rden oder die Vereinbarung nicht innerhalb des Jahres 1996 neu
gefasst wird und die abschlieÃ�ende PrÃ¼fung durch die Vorstandskommission zu
dem Ergebnis fÃ¼hrt, dass die Genehmigungsvoraussetzungen nach der
Vereinbarung in ihrer derzeit gÃ¼ltigen Fassung nicht erfÃ¼llt sind. Mit Bescheid
vom 29. Januar 1997 widerrief die Beklagte, gestÃ¼tzt auf die 2. Alternative des
Widerrufsvorbehalts, die vorlÃ¤ufig erteilte Genehmigung mit Wirkung ab 1. Januar
1997. Den dagegen vom KlÃ¤ger eingelegten Widerspruch gab die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 24. MÃ¤rz 1997 insoweit statt, als der Widerruf mit
Wirkung zum 1. Juli 1997 erfolgte. Im Ã�brigen wies sie den Widerspruch zurÃ¼ck.
In diesem Bescheid wies sie den KlÃ¤ger u.a. darauf hin, dass ihm noch bis 1. Juli
1997 gestattet werde, schmerztherapeutische Leistungen zu erbringen und
abzurechnen, um eine ordnungsgemÃ¤Ã�e Abwicklung des Praxisbetriebes zu
gewÃ¤hrleisten. Schmerztherapeutische Leistungen, die nach dem 30. Juni 1997
erbracht wÃ¼rden, wÃ¼rden nicht mehr vergÃ¼tet. Es bleibe ihm unbenommen,
einen neuen Antrag zu stellen. Die dagegen am 14. April 1998 erhobene Klage zum
Sozialgericht MÃ¼nchen (Az.: S 21 KA 610/98) nahm der KlÃ¤ger am 7. Oktober
1998 zurÃ¼ck.

Am 5. Juni 1997 hatte der KlÃ¤ger zwischenzeitlich erneut einen Antrag auf
Teilnahme an der Schmerztherapie-Vereinbarung in der Fassung vom 9. September
1994 gestellt. Nachdem die Beklagte im Schreiben vom 21. Oktober 1997
zunÃ¤chst die Auffassung vertreten hatte, dass die Ã�bergangsregelung des Â§ 10
Abs.3 der am 1. Juli 1997 in Kraft getretenen Neufassung der Schmerztherapie-
Vereinbarung auf ihn keine Anwendung finden kÃ¶nne, wies sie ihn mit Schreiben
vom 24. November 1997 darauf hin, dass in seinem Falle die Ã�bergangsregelung
des Â§ 10 Abs.3 der neuen Schmerztherapie-Vereinbarung doch Anwendung finden
kÃ¶nne, weil er bereits im Besitz einer vorlÃ¤ufigen Genehmigung gewesen sei. Er
mÃ¼sse eine Dokumentation Ã¼ber 100 Patienten entsprechend den
Anforderungen des Â§ 2 Nr.8 vorlegen und erfolgreich an einem Kolloquium
teilnehmen. Der Antrag werde mit den eingereichten Unterlagen an die
Vorstandskommission Schmerztherapie weitergeleitet. Mit dem hier
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid vom 15. Dezember 1997 lehnte die Beklagte den
Antrag auf Teilnahme an der Schmerztherapie-Vereinbarung ab. Die
Vorstandskommission-Schmerztherapie sei in ihrer Sitzung am 26. November 1997
zu dem Ergebnis gelangt, dass die Anforderungen gemÃ¤Ã� der
Ã�bergangsregelung nach Â§ 10 Abs.3 der Schmerztherapie-Vereinbarung in der ab
1. Juli 1997 geltenden Fassung nicht erfÃ¼llt seien. Eine Dokumentation von 100
Patienten gemÃ¤Ã� Â§ 2 Nr.8 der Vereinbarung lÃ¤ge nicht vor. Den dagegen
eingelegten Widerspruch begrÃ¼ndete der KlÃ¤ger damit, dass er bis zur
KÃ¼ndigung zum 1. Juli 1997 Ã¼ber eine Berechtigung zur Teilnahme an der
Schmerztherapie-Vereinbarung von 1994 verfÃ¼gt habe. Seine Zeugnisse und
Unterlagen seien zu den zum Antragszeitpunkt geltenden Bedingungen zu
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beurteilen. Im Ã�brigen verwies er auf seinen Widerspruch vom 21. November
1997.

Mit Widerspruchsbescheid vom 12. MÃ¤rz 1998 wies der Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Es sei das im Zeitpunkt der Verwaltungsentscheidung geltende Recht
anzuwenden. Altes Recht sei ausschlieÃ�lich im Rahmen der
Ã�bergangsbestimmungen zu berÃ¼cksichtigen. Nach Â§ 10 Abs.3 der
Schmerztherapie-Vereinbarung n.F. kÃ¶nnten VertragsÃ¤rzte, die im Bereich der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung bereits schmerztherapeutisch tÃ¤tig gewesen
seien, aber noch nicht den Status als "schmerztherapeutisch tÃ¤tiger Arzt" nach der
Vereinbarung von 1994 erworben hÃ¤tten und die Bedingungen des Â§ 3 nicht
erfÃ¼llten, die Genehmigung zur Inanspruchnahme der Kostenerstattungsregelung
erhalten, wenn sie innerhalb eines Jahres nach In-Kraft-Treten dieser Vereinbarung
nachwiesen, dass sie neben den in Â§Â§ 4 und 5 genannten folgende
Voraussetzungen erfÃ¼llten: 1. Vorlage von Dokumentationen entsprechend den
Anforderungen gemÃ¤Ã� Â§ 2 Nr.8 hinsichtlich der Behandlung von 100 Patienten.

2. Erfolgreiche Teilnahme an einem Kolloquium gemÃ¤Ã� den Richtlinien der
KassenÃ¤rztlichen Bundesvereinigung fÃ¼r Verfahren zur QualitÃ¤tssicherung nach
Â§ 135 Abs.3 SGB V vor der zustÃ¤ndigen Schmerztherapie-Kommission. Eine
Berechtigung nach Â§ 10 Abs.3 der Schmerztherapie-Vereinbarung kÃ¶nne nicht
erteilt werden, weil nicht nachgewiesen worden sei, dass die vorgenannten
Voraussetzungen erfÃ¼llt seien. Die Nachweise kÃ¶nnten noch bis zum 30. Juni
1998 erbracht werden. Dies bedeute, dass neben der Vorlage der Dokumentationen
vor dem 30. Juni 1998 erfolgreich an einem Kolloquium teilgenommen werden
mÃ¼sse. Im Falle einer FristversÃ¤umnis werde der Antrag nicht mehr nach der
Ã�bergangsregelung, sondern nach den Vorschriften der Â§Â§ 3, 4 und 5 der
Schmerztherapie-Vereinbarung n.F. geprÃ¼ft.

Gegen den mit Einschreiben zugestellten Bescheid erhob der KlÃ¤ger am 14. April
1998 Klage zum Sozialgericht MÃ¼nchen (Az.: S 21 KA 611/98).

Diese Klage lieÃ� er durch seine BevollmÃ¤chtigten mit Schriftsatz vom 1.
Dezember 1998 wie folgt begrÃ¼nden: Dem KlÃ¤ger sei, nachdem der Widerspruch
gegen den Bescheid vom 29. Januar 1997 (Widerruf der vorlÃ¤ufigen Genehmigung)
mit Bescheid vom 24. MÃ¤rz 1997 zurÃ¼ckgewiesen worden sei, von der Beklagten
geraten worden, keine Klage zu erheben und statt dessen einen neuen Antrag zu
stellen. Es sei ihm auÃ�erdem von der Beklagten zugesichert worden, dass sein
Antrag vom 5. Juni 1997 noch vor Geltung der Schmerztherapie-Vereinbarung neuer
Fassung beschieden wÃ¼rde. Jedenfalls sollte auch bei Entscheidung Ã¼ber den
Neuantrag die Fassung der Schmerztherapie-Vereinbarung vom 9. September 1994
maÃ�gebend sein. Entgegen dieser Aussage sei der Neuantrag jedoch auf der
Grundlage der neuen Fassung der Schmerztherapie-Vereinbarung abgelehnt
worden. Dem KlÃ¤ger sei die Vorlage von 100 Patientendokumentationen und die
erfolgreiche Teilnahme an einem Kolloquium abverlangt worden. Diese
Dokumentation sollte bis zum 30. Juni 1998 vorgelegt werden. Im vorliegenden Fall
sei fÃ¼r die Beurteilung des Sachverhalts die Schmerztherapie-Vereinbarung vom
9. September 1994 maÃ�gebend. Der KlÃ¤ger habe im Vertrauen darauf, dass sein
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Sachverhalt nach der damals geltenden Schmerztherapie-Vereinbarung beurteilt
werde, am 5. Juni 1997 einen neuen Antrag gestellt. Darauf durfte er auch
vertrauen, weil aus dem mitgliedschaftlichen VerhÃ¤ltnis eine FÃ¼rsorgepflicht der
Beklagten bestehe. Die Beklagte dÃ¼rfe den KlÃ¤ger nicht in eine schwierigere
Rechtslage hineinfÃ¼hren, die sich zu seinem Nachteil auswirken kÃ¶nne. Die
Beklagte habe im vorliegenden Fall einen besonderen Vertrauenstatbestand
geschaffen, auf den sich der KlÃ¤ger auch habe verlassen dÃ¼rfen. Die Beurteilung
des Sachverhalts auf der Grundlage der im Zeitpunkt der Antragstellung geltenden
Vorschriften werde auch in weiteren Vereinbarungen so gehandhabt, z.B. bei der
Radiologie- und der Sonographie-Vereinbarung. Der KlÃ¤ger erfÃ¼lle auch die in
der Schmerztherapie-Vereinbarung vom 9. September 1994 geforderten
Voraussetzungen. Seine fachliche Qualifikation habe er durch Zeugnisse
nachgewiesen, darÃ¼ber hinaus entsprÃ¤chen auch die Dokumentationen den
Vorschriften. Ein Kolloquium sei nach der alten Fassung nur erforderlich, wenn
Zweifel an der hinreichenden Fachkunde des Antragstellers bestÃ¼nden.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung beantragte der KlÃ¤ger, den Bescheid der
Beklagten vom 15. Dezember 1997 in der Fassung des Widerspruchsbescheids vom
12. MÃ¤rz 1998 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, Ã¼ber seinen Antrag
vom 5. Juni 1997 (eingegangen am 6. Juni 1997) auf Genehmigung zur
DurchfÃ¼hrung von ambulanter Behandlung chronisch schmerzkranker Patienten
unter BerÃ¼cksichtigung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu entscheiden.

Die Beklagte beantragte, die Klage abzuweisen.

Sie wies in ihrer Klageerwiderung vom 29. Juli 1998 darauf hin, dass der KlÃ¤ger am
28. April 1998 erneut einen Antrag gemÃ¤Ã� Â§ 10 Abs.3 der Schmerztherapie-
Vereinbarung gestellt habe. Zugleich habe er beantragt, die Frist zur Abgabe von
100 Patientendokumentationen bis 30. November 1998, mindestens jedoch bis 30.
Juni 1998, zu verlÃ¤ngern. Die Vorstandskommission-Schmerztherapie habe ihm die
MÃ¶glichkeit eingerÃ¤umt, die 100 Patientendokumentationen bis zum 30. Juni
1998 nachzureichen. Nachdem der KlÃ¤ger mit dieser LÃ¶sung nicht einverstanden
gewesen sei und nochmals gebeten habe, die Frist bis 30. November 1998 zu
verlÃ¤ngern, sei ihm die FristverlÃ¤ngerung nicht gewÃ¤hrt worden.

In der weiteren Klageerwiderung vom 17. Februar 1999 nahm die Beklagte im
Wesentlichen wie folgt zur KlagebegrÃ¼ndung Stellung: Rechtsgrundlage fÃ¼r die
Entscheidung Ã¼ber den Antrag vom 5. Juni 1997 sei die zum Zeitpunkt der
Verwaltungsentscheidung geltende Schmerztherapie-Vereinbarung vom 1. Juli 1997
und die dort aufgefÃ¼hrte Ã�bergangsregelung gewesen. Sollte das Gericht jedoch
die Auffassung vertreten, dass die im Zeitpunkt der Antragstellung geltende
Schmerztherapie-Vereinbarung vom 1. Juli 1994 anzuwenden sei, so sei
festzustellen, dass der KlÃ¤ger die in dieser Vereinbarung unter Â§ 3 Abs.1 und 2
geforderten Voraussetzungen nicht erfÃ¼lle. Die vom KlÃ¤ger sowohl mit seinem
Antrag vom 25. Januar 1995 als auch mit seinem Antrag vom 5. Juni 1997
vorgelegten Zeugnisse und Bescheinigungen reichten nicht aus, um dem Antrag
nach der alten Schmerztherapie-Vereinbarung stattzugeben. Es habe fÃ¼r die
Kommission auch kein Zweifel bestanden, dass der KlÃ¤ger die fachlichen
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Voraussetzungen nicht erfÃ¼lle. Sollte sich das Gericht der Auffassung
anschlieÃ�en, dass das zum Zeitpunkt der Verwaltungsentscheidung geltende
Recht Anwendung finde, so sei darauf hinzuweisen, dass der KlÃ¤ger die fÃ¼r die
Vorlage der Dokumentation und erfolgreiche Teilnahme an einem Kolloquium
eingerÃ¤umte Frist bis 30. Juni 1998 nicht wahrgenommen habe. Mit Bescheid vom
31. Juli 1998 sei dem KlÃ¤ger mitgeteilt worden, dass ihm, nachdem er die
gemÃ¤Ã� Â§ 10 Abs.3 der Schmerztherapie-Vereinbarung geforderten
Voraussetzungen nicht bis zum 30. Juni 1998 erfÃ¼llt habe, eine Berechtigung zur
Teilnahme an der Schmerztherapie-Vereinbarung nicht erteilt werden kÃ¶nne.
Hiergegen habe der KlÃ¤ger Widerspruch eingelegt. HierÃ¼ber sei noch nicht
entschieden worden.

Mit Urteil vom 24. Februar 1999 hob das Sozialgericht den Bescheid der Beklagten
vom 15. Dezember 1997 in der Fassung des Widerspruchsbescheids vom 12. MÃ¤rz
1998 auf und verurteilte die Beklagte, Ã¼ber den Antrag des KlÃ¤gers vom 5. Juni
1997 (eingegangen am 6. Juni 1997) unter BerÃ¼cksichtigung der
Rechtsauffassung des Gerichts und nach MaÃ�gabe der UrteilsgrÃ¼nde erneut zu
entscheiden. Diese Entscheidung stÃ¼tzte es im Wesentlichen auf folgende
ErwÃ¤gungen: Die Beklagte sei zu Recht davon ausgegangen, dass fÃ¼r die
Beurteilung des klÃ¤gerischen Antrags vom 5. Juni 1997 die am 1. Juli 1997 in Kraft
getretene Neufassung der Schmerztherapie-Vereinbarung maÃ�gebend sei.
EinschlÃ¤gig sei hier jedoch nicht die Ã�bergangsregelung des Â§ 10 Abs.3, die von
der Beklagten angewandt worden sei, sondern Â§ 10 Abs.2. Danach behielten
Ã�rzte, die aufgrund der Vereinbarung vom 9. September 1994 die
Kostenerstattung in Anspruch nÃ¤hmen, diese Berechtigung, wenn sie bis zum 1.
Juli 1998 die ErfÃ¼llung der Voraussetzungen nach den Â§Â§ 4 und 5 nachwiesen.
Der KlÃ¤ger erfÃ¼lle die erste Voraussetzung dieser Vorschrift (Inanspruchnahme
der Kostenerstattung). Ihm sei mit Bescheid vom 18. MÃ¤rz 1996 die vorlÃ¤ufige
Genehmigung zur DurchfÃ¼hrung von ambulanter Behandlung chronisch
schmerzkranker Patienten im Rahmen der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung erteilt
worden. Diese bestandskrÃ¤ftige Genehmigung sei zwar mit einem
Widerspruchsvorbehalt versehen worden. Der Widerruf sei jedoch ebenso
bestandskrÃ¤ftig ab dem 1. Juli 1997 (Bescheid vom 29. Januar 1997 in der Fassung
des Widerspruchsbescheids vom 24. MÃ¤rz 1997) erfolgt. Demnach habe der
KlÃ¤ger die Kostenerstattung bis zum 30. Juni 1997 in Anspruch genommen. Dem
Â§ 10 Abs.2 der Vereinbarung n.F. sei nicht zu entnehmen, auf welchen Zeitpunkt
sich die Voraussetzung "nehmen" beziehe. Die Formulierung in Abs.2 zeige jedoch,
dass hier das Faktische, die tatsÃ¤chliche Kostenerstattunginanspruchnahme,
ausschlaggebend sein solle. In Abs.3 sei dagegen auf den "Status" als
"schmerztherapeutisch tÃ¤tiger Arzt" abgestellt worden. Es mÃ¼sse deshalb der
Zeitraum, der unmittelbar vor dem In-Kraft-Treten der Vereinbarung liege, also bis
zum 30. Juni 1997, gemeint sein. DafÃ¼r spreche auch der Gesichtspunkt, dass die
Vereinbarung n.F. eine "Neufassung" der seit dem 1. Juli 1994 geltenden
Vereinbarung sei. Der Antrag mÃ¼sse jedoch in der Zeit der Inanspruchnahme der
Kostenerstattung gestellt werden. Mit dem am 5. Juni 1997 gestellten Antrag
erfÃ¼lle der KlÃ¤ger diese Voraussetzungen. Die Beklagte werde deshalb Ã¼ber
den Antrag nochmals entscheiden mÃ¼ssen und zwar ausgehend von der Regelung
des Â§ 10 Abs.2 der Schmerztherapie-Vereinbarung n.F â�¦ Da der in dieser
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Vorschrift genannte Zeitpunkt (1. Juli 1998) zum Nachweis der ErfÃ¼llung der
Voraussetzungen nach Â§Â§ 4 und 5 bereits verstrichen sei, werde sie dem KlÃ¤ger
eine entsprechende Nachfrist setzen mÃ¼ssen. Die Frist mÃ¼sse angemessen sein.
Erst danach kÃ¶nne Ã¼ber die begehrte Genehmigung entschieden werden.

Gegen das ihr am 9. Juni 1999 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 5. Juli 1999
Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung verweist sie in ihrer BerufungsbegrÃ¼ndung
vom 30. August 1999 auf ein Urteil der 42. Kammer des Sozialgerichts MÃ¼nchen
vom 22. September 1998, Az.: S 42 KA 1037/98. In den dortigen
EntscheidungsgrÃ¼nden vertrete das Sozialgericht zutreffend die Auffassung, dass
von der Ã�bergangsregelung des Â§ 10 Abs.2 der Schmerztherapie-Vereinbarung in
der ab 1. Juli 1997 geltenden Fassung nur solche Ã�rzte als Statusinhaber erfasst
wÃ¼rden, die eine Genehmigung zur Teilnahme an der alten Schmerztherapie-
Verinbarung vom 9. September 1994 erhalten hÃ¤tten und die bei AbwÃ¤gung aller
UmstÃ¤nde auf deren Bestand hÃ¤tten vertrauen dÃ¼rfen. Hiervon betroffen seien
auch Ã�rzte, die eine vorlÃ¤ufige Genehmigung erhalten hÃ¤tten, wenn der
BegÃ¼nstigte auf den Bestand der Genehmigung habe vertrauen dÃ¼rfen, weil er
in eindeutiger Weise die subjektiven und objektiven Voraussetzungen der
Schmerztherapie-Vereinbarung vom 9. September 1994 nachgewiesen hÃ¤tte und
somit mit einem Widerruf der Genehmigung vor dem 1. Juli 1997 nicht rechnen
brauchte. Diese Voraussetzungen lÃ¤gen beim KlÃ¤ger definitiv nicht vor. Ihm sei
zu keiner Zeit eine Genehmigung aufgrund der ErfÃ¼llung der in der
Schmerztherapie-Vereinbarung vom 9. September 1994 genannten
Voraussetzungen erteilt worden. Er habe deshalb nicht auf den Bestand der ihm
erteilten vorlÃ¤ufigen Genehmigung vertrauen kÃ¶nnen.

ErgÃ¤nzend hat die Beklagte auf Anforderung des Gerichts mit Schriftsatz vom 1.
Februar 2001 ihren Bescheid vom 31. Juli 1998 Ã¼bersandt, mit dem sie den Antrag
des KlÃ¤gers vom 28. April 1998 auf Erteilung einer Genehmigung zur
Inanspruchnahme der Kostenerstattungsregelungen nach der Schmerztherapie-
Vereinbarung n.F. gemÃ¤Ã� den Ã�bergangsregelungen abgelehnt hat. Auch in
diesem Bescheid ist die Beklagte davon ausgegangen, dass der KlÃ¤ger den Â§ 10
Abs.3 der vorgenannten Vereinbarung genannten Voraussetzungen (100
Dokumentationen von Patienten; erfolgreiche Teilnahme an einem Kolloqium) bis
zum 30. Juni 1998 hÃ¤tte erfÃ¼llen mÃ¼ssen. Da er dies nicht getan habe, kÃ¶nne
ihm keine Genehmigung erteilt werden. Dieser Bescheid enthielt die
Rechtsbehelfsbelehrung, dass gegen diesen Bescheid Widerspruch zulÃ¤ssig sei.
Dementsprechend legte der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 20. August 1998
Widerspruch ein, der mit Widerspruchsbescheid vom 23. November 1999 aus
denselben GrÃ¼nden wie den im Ausgangsbescheid genannten zurÃ¼ckgewiesen
wurde. In dem entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung durchgefÃ¼hrten
nachfolgenden Klageverfahren, Az.: S 21 KA 3173/99, wurde im Hinblick auf das hier
anhÃ¤ngige Verfahren mit Beschluss vom 6. April 2000 das Ruhen des Verfahrens
angeordnet.

Der Senat hat in der mÃ¼ndlichen Verhandlung darauf hingewiesen, dass der
Bescheid der Beklagten vom 31. Juli 1998 den gleichen Streitgegenstand betrifft.
Die BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers haben daraufhin erklÃ¤rt, dass dieser Bescheid
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auch zum Gegenstand der PrÃ¼fung des Berufungsverfahrens gemacht werden
solle.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 24. Februar 1999 aufzuheben und die
Klage gegen den Bescheid vom 15. Dezember 1997 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 12. MÃ¤rz 1998 sowie gegen den Bescheid vom 31. Juli
1998 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 23. November 1999
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Seine BevollmÃ¤chtigten haben sich in ihrer Berufungserwiderung vom 17. Januar
2000 der Auffassung des Sozialgerichts angeschlossen, der KlÃ¤ger falle in den
Anwendungsbereich des Â§ 10 Abs.2 der Schmerztherapie-Vereinbarung. Er sei
dementsprechend von der Beklagten neu zu bescheiden. Die Genehmigung des
KlÃ¤gers habe bis zum 1. Juli 1997 gegolten. Des Weiteren sei dem KlÃ¤ger bis zum
Quartal 4/97 das Zusatzbudget Schmerztherapie gewÃ¤hrt worden. Der KlÃ¤ger sei
den von der 42. Kammer gebildeten Gruppen zuzuordnen. Auch der KlÃ¤ger sei
subjektiv davon ausgegangen, dass er alle Voraussetzungen der Schmerztherapie-
Vereinbarung erfÃ¼lle. Dies sei schon daran erkennbar gewesen, dass er sich
gegen den Widerruf der Genehmigung gewehrt habe. Des Weiteren habe er eine
neue Genehmigung beantragt und zwar auf der Grundlage der Vereinbarung vom 9.
September 1994. Im Gegensatz zu dem vor der 42. Kammer klagenden
OrthopÃ¤den sei die Genehmigung des KlÃ¤gers bis zum 1. Juli 1997
ausgesprochen worden. Der klagende OrthopÃ¤de habe allein aufgrund des Antrags
auf Herstellung der aufschiebenden Wirkung und dem darauf folgenden Vergleich
den Status nach Â§ 10 Abs.2 der neuen Fassung erhalten. Der KlÃ¤ger habe
hingegen den Status bis zum In-Kraft-Treten der Neufassung aufgrund der alten
Vereinbarung durch seinen erfolgreichen Widerspruch gegen den Widerruf erreicht.
Der KlÃ¤ger habe demnach eine Teilnahmegenehmigung gehabt. Auch er habe auf
den Bestand der Genehmigung vertraut. Im Ã�brigen kÃ¤me es im Rahmen des Â§
10 Abs.2 allein auf die Inanspruchnahme der Kostenerstattung an. Ob diese
Inanspruchnahme aufgrund einer vorlÃ¤ufigen Genehmigung oder nicht erfolgt sei,
sei nicht von Bedeutung. Die Aussage der Beklagten, die Genehmigung sei zu
keiner Zeit aufgrund der ErfÃ¼llung der in der Schmerztherapie-Vereinbarung vom
9. September 1994 genannten Voraussetzungen erteilt worden, laufe ins Leere. Der
KlÃ¤ger habe bereits mit der Erteilung der vorlÃ¤ufigen Genehmigung den Status
des an der Schmerztherapie-Vereinbarung teilnehmenden Arztes erlangt. Mit der
Erteilung von vorlÃ¤ufigen Genehmigungen habe die Beklagte eine Rechtslage
geschaffen, fÃ¼r die es keine ErmÃ¤chtigungsgrundlage gebe. Es hÃ¤tte dem
KlÃ¤ger deshalb bis zum 1. Juli 1998 Gelegenheit zum Nachweis der
Voraussetzungen nach Â§ 4 und 5 der Schmerztherapie-Vereinbarung gegeben
werden mÃ¼ssen und zwar allein aufgrund der Tatsache, dass er bis zum 1. Juli
1997 den Status der Teilnahmeberechtigung an der Schmerztherapie-Vereinbarung
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a.F. gehabt habe. Auf die VorlÃ¤ufigkeit der Genehmigung komme es nicht an. Sinn
und Zweck des Â§ 10 Abs.2 sei eine Regelung des Bestandsschutzes, die denjenigen
Ã�rzten zugute komme, die auf den Bestand ihrer Teilnahmeerlaubnis hÃ¤tten
vertrauen dÃ¼rfen, dies aber nur bei ErfÃ¼llung der in Â§ 10 genannten weiteren
Voraussetzungen.

Dem Senat liegen die Verwaltungsakten der Beklagten zu den Klageverfahren Az.: S
21 KA 610/98 und S 21 KA 611/98, die Klageakten (Az.: S 21 KA 610/98 und S 21 KA
611/98) sowie die Berufungsakte (Az.: L 12 KA 64/99) vor, die zum Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gemacht wurden und auf deren sonstigen Inhalt
ergÃ¤nzend Bezug genommen wird.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die nach Â§ 143 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) statthafte sowie gemÃ¤Ã� Â§ 151
Abs.1 SGG form- und fristgerecht eingelegte Berufung der Beklagten ist
begrÃ¼ndet. Der Bescheid der Beklagten vom 15. Dezember 1997 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 12. MÃ¤rz 1998 ist rechtlich nicht zu beanstanden.
Das Sozialgericht hat deshalb mit dem angefochtenen Urteil vom 24. Februar 1999
zu Unrecht die vorgenannten Bescheide aufgehoben und die Beklagte zur
Neubescheidung verurteilt.

Das Sozialgericht hat zudem Ã¼bersehen, dass der nach Klageerhebung am 14.
April 1998 ergangene Bescheid vom 31. Juli 1998 gemÃ¤Ã� Â§ 96 Abs.1 SGG
Gegenstand dieses Klageverfahrens geworden ist, weil die rechtlich erheblichen
SachverhaltsumstÃ¤nde und Tatsachengrundlagen deckungsgleich sind (BSG SozR
3-2500 Â§ 85 Nr. 10 S.55 f, Nr.12 S.73 f; Meyer-Ladewig, SGG, 6.Aufl., Â§ 96 Rdnr.4
f, 9). Auch im Bescheid vom 31. Juli 1998 hat die Beklagte Ã¼ber den Anspruch des
KlÃ¤gers auf Erteilung einer Genehmigung zur Teilnahme an der mit den
Ersatzkassen geschlossenen, ab 1. Juli 1997 geltenden Schmerztherapie-
Vereinbarung unter Anwendung der Ã�bergangsregelung des Â§ 10 Abs.3
entschieden. Sie hat dabei die bereits mit Bescheid vom 15. Dezember 1997 in
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 12. MÃ¤rz 1998 getroffene Entscheidung
bestÃ¤tigt, dass der KlÃ¤ger innerhalb der Jahresfrist des Â§ 10 Abs.3 der am 1. Juli
1997 in Kraft getretenen Schmerztherapie-Vereinbarung die geforderten Nachweise
nicht erbracht hat. Ã�ber den vom Sozialgericht Ã¼bersehenen Bescheid vom 31.
Juli 1998 hat der Senat auf Berufung der Beklagten hin mitzuentscheiden, nachdem
diese dies ausdrÃ¼cklich beantragt und der KlÃ¤ger dem nicht widersprochen hat
(vgl. Meyer-Ladewig, a.a.O., Â§ 96 Rdnr.12 m.N. auf die hÃ¶chstrichterliche
Rechtsprechung). Dasselbe gilt fÃ¼r den nach VerkÃ¼ndung des Urteils des
Sozialgerichts MÃ¼nchen am 24. Februar 1999 erlassenen Widerspruchsbescheid
vom 23. November 1999 (Â§ 153 Abs.1 i.V.m. Â§ 96 Abs.1 SGG).

Zutreffend ist die Beklagte und das Sozialgericht davon ausgegangen, dass im
vorliegenden Fall die am 1. Juli 1997 als Anlage 12 zum Arzt-/Ersatzkassenvertrag
(EKV-Ã�) in Kraft getretenen Bestimmungen der Vereinbarung Ã¼ber die ambulante
Behandlung chronisch schmerzkranker Patienten (Schmerztherapie-Vereinbarung)
anzuwenden sind. Der KlÃ¤ger begehrt mit seinem Antrag vom 5. Juni 1997, den er
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im Klage- und Berufungsverfahren im Wege der kombinierten Anfechtungs- und
Verpflichtungsklage weiter verfolgt, an der Kostenerstattung nach der
Schmerztherapie-Vereinbarung und den ergÃ¤nzenden Vereinbarungen in den
GesamtvertrÃ¤gen (vgl. Â§ 7 Abs.2 der Schmerztherapie-Vereinbarung n.F.) Ã¼ber
den 30. Juni 1997 hinaus teilnehmen und damit die Kostenerstattungen nach den
Nrn.8450 und 8451 E-GO abrechnen zu dÃ¼rfen. Der KlÃ¤ger strebt demnach mit
seiner Verpflichtungsklage einen begÃ¼nstigenden Verwaltungsakt an, nÃ¤mlich
die Genehmigung zur Teilnahme an der Schmerztherapie-Vereinbarung (Â§ 6 Abs.4
der Schmerztherapie-Vereinbarung n.F.). FÃ¼r die rechtliche Beurteilung von
Verpflichtungsklagen ist grundsÃ¤tzlich die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der
letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung maÃ�geblich (vgl. BVerwGE 74, 115). Ã�ndern
sich im Laufe des Verfahrens die Rechtsgrundlagen hÃ¤ngt â�� soweit vorhanden
â�� es vom Ã�bergangsrecht ab, ob neues Recht auf alte Sachverhalte
anspruchsbegrÃ¼ndend anzuwenden ist oder nach altem Recht entstandene
AnsprÃ¼che fortbestehen oder nicht (BVerwGE 61, 1, 2). Das hier einschlÃ¤gige
Ã�bergangsrecht ist in Â§ 10 der am 1. Juli 1997 in Kraft getretenen
Schmerztherapie-Vereinbarung n.F. enthalten. Dieses sieht anders als Â§ 19 Abs.1
Satz 2 der Vereinbarung zur Strahlendiagnostik und -therapie vom 10. Februar 1993
und Â§ 13 Abs.2 der Ultraschall-Vereinbarung vom 10. Februar 1993 nicht vor, dass
Ã¼ber vor In-Kraft-Treten der Neuregelung gestellte AntrÃ¤ge nach dem im
Zeitpunkt der Antragstellung geltenden Recht zu entscheiden ist. Ein solcher
allgemeiner Rechtsgrundsatz ergibt sich auch nicht aus den GrundsÃ¤tzen des
intertemporalen Verwaltungsrechts (dazu: Kopp, GrundsÃ¤tze des intertemporalen
Verwaltungsrechts, SGb 1993, 593 ff; Urteil des Senats vom 19. Februar 1997, Az.: L
12 KA 522/95). Zudem ist ein RÃ¼ckgriff auf die allgemeinen GrundsÃ¤tze nur dann
rechtlich mÃ¶glich, wenn es keine besonderen Ã�berleitungsvorschriften vom alten
in das neue Recht gibt, wie sie hier in Â§ 10 der Schmerztherapie-Vereinbarung n.F.
geregelt sind.

Nach Â§ 10 Abs.1 der Schmerztherapie-Vereinbarung n.F. tritt diese am 1. Juli 1997
in Kraft und ersetzt die Vereinbarung vom 9. September 1994. Â§ 10 Abs.2 und
Abs.3 enthalten zwei Ã�bergangsregelungen, die an einen bestimmten Vertrauens-
und Bestandsschutz anknÃ¼pfen und unter erleichterten Voraussetzungen die
weitere Berechtigung zur Teilnahme an der Schmerztherapie-Vereinbarung bzw. die
Inanspruchnahme der Kostenerstattungsregelung ermÃ¶glichen. Es ist deshalb
vorab zu prÃ¼fen, ob der KlÃ¤ger die TatbestÃ¤nde des Â§ 10 Abs.2 oder Abs.3
erfÃ¼llt, bevor die allgemeinen Voraussetzungen, insbesondere Â§ 3, der
Schmerztherapie-Vereinbarung n.F. geprÃ¼ft werden.

Â§ 10 Abs.2 sieht vor, dass Ã�rzte, die aufgrund der Vereinbarung vom 9.
September 1994 die Kostenerstattung in Anspruch nehmen, diese Berechtigung
behalten, wenn sie bis zum 1. Juli 1998 die ErfÃ¼llung der Voraussetzung nach Â§Â§
4 und 5 nachweisen. Nach Â§ 10 Abs.3 kÃ¶nnen die VertragsÃ¤rzte, die im Bereich
der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung bereits schmerztherapeutisch tÃ¤tig sind, aber
noch nicht den Status als "schmerztherapeutisch tÃ¤tiger Arzt" nach der
Vereinbarung von 1994 erworben haben und die Bedingungen des Â§ 3 nicht
erfÃ¼llen, die Genehmigung zur Inanspruchnahme der
Kostenerstattungsregelungen erhalten, wenn sie innerhalb eines Jahres nach In-
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Kraft-Treten dieser Vereinbarung nachweisen, dass sie neben den Voraussetzungen
der Â§Â§ 4 und 5 (ErfÃ¼llung bestimmter Pflichten im Rahmen der Versorgung
Schmerzkranker; ErfÃ¼llung bestimmter organisatorischer Anforderungen an Praxis
und Personal) folgende Bedingungen erfÃ¼llen: 1. Vorlage von Dokumentationen
entsprechend den Anforderungen gemÃ¤Ã� Â§ 2 Nr.8 Ã¼ber 100 Patienten. 2.
Erfolgreiche Teilnahme an einem Kolloquium gemÃ¤Ã� den Richtlinien der
KassenÃ¤rztlichen Bundesvereinigung fÃ¼r Verfahren zur QualitÃ¤tssicherung nach
Â§ 135 Abs.3 SGB V vor der fÃ¼r die KassenÃ¤rztliche Vereinigung jeweils
zustÃ¤ndigen Schmerztherapie-Kommission.

Die in den vorgenannten vertraglichen Bestimmungen enthaltenen
Voraussetzungen bedÃ¼rfen der Auslegung. Bei der Auslegung von VertrÃ¤gen mit
rechtlicher Wirkung gegenÃ¼ber Dritten (NormsetzungsvertrÃ¤gen) ist nicht auf
den subjektiven Willen der Beteiligten, sondern auf die objektive
ErklÃ¤rungsbedeutung abzustellen. Die Auslegung ist dabei nicht, wie bei
Bewertungs- und VergÃ¼tungsregelungen, beschrÃ¤nkt auf eine
Wortlautauslegung. Ebenso wie ansonsten bei Normen kÃ¶nnen auÃ�er der
Auslegung nach dem Wortlaut und der grammatischen Interpretation auch eine
systematische, eine teleologische und eine entstehungsgeschichtliche Auslegung in
Betracht kommen (vgl. BSG, Urteil vom 30. MÃ¤rz 1993, USK 93 118 S.599; BSG,
Urteil vom 3. MÃ¤rz 1999, B 6 KA 18/98 R, MedR 1999, 479).

Nach Auffassung des Senats richtet sich die Auslegung der Â§Â§ 10 Abs.2 und 10
Abs.3 neben dem Wortlaut, vor allem nach deren systematischer Stellung und
deren Sinn und Zweck. Wie bereits ausgefÃ¼hrt, ist es Sinn und Zweck dieser
Bestimmungen, den Ã�bergang vom alten in das neue Recht zu regeln. Dies ergibt
sich auch aus der systematischen Stellung nach der Regelung Ã¼ber das
Inkraftreten in Â§ 10 Abs.1. Diese vertraglichen Bestimmungen sind mithin
Bestandsschutzregelungen, die die Voraussetzungen enthalten, in denen bislang
innegehabte rechtliche und tatsÃ¤chliche Positionen Ã¼ber den 30. Juni 1997
hinaus zur Inanspruchnahme der Kostenerstattung nach der Schmerztherapie-
Vereinbarung n.F. berechtigen. Entgegen der Auffassung des Sozialgerichts
MÃ¼nchen in dem angefochtenen Urteil vom 24. Februar 1999 regelt Â§ 10 Abs.2
den Bestandsschutz bislang innegehabter rechtlicher Positionen, wÃ¤hrend Â§ 10
Abs.3 den Bestandsschutz bislang innegehabter tatsÃ¤chlicher Positionen betrifft.
Dies ergibt sich aus der GegenÃ¼berstellung der Wortwahl in Abs.2 und Abs.3.
WÃ¤hrend Abs.2 auf die vor In-Kraft-Treten nach der Schmerztherapie-Vereinbarung
von 1994 innegehabte Rechtsposition abstellt ("aufgrund der Vereinbarung â�¦ in
Anspruch nehmen"), stellt Abs.3 auf die tatsÃ¤chliche TÃ¤tigkeit
("schmerztherapeutisch tÃ¤tig sind"), ohne dass es auf den rechtlichen Status
ankommt ("noch nicht den Status als schmerztherapeutisch tÃ¤tiger Arzt erworben
haben"). Zudem spricht Abs.2 von " â�¦ behalten diese Berechtigung" und knÃ¼pft
damit an Â§ 6 Abs.5 der Vereinbarung von 1994 an, wo es heiÃ�t: "Ã�ber die
Berechtigung zur Teilnahme an dieser Vereinbarung erlÃ¤sst die KassenÃ¤rztliche
Vereinigung nach AnhÃ¶rung der Kommission einen Berechtigungsbescheid". Dieser
entspricht der in Â§ 5 Abs.2 Satz 1 der Vereinbarung von 1994 erwÃ¤hnten
Genehmigung, die wiederum Voraussetzung fÃ¼r die Inanspruchnahme der
Kostenerstattung ist (" â�¦ werden â�¦ nach Erteilung einer Genehmigung â�¦
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zusÃ¤tzliche Kosten erstattet").

Â§ 10 Abs.2 und Abs.3 der Schmerztherapie-Vereinbarung n.F. sind demnach wie
folgt auszulegen: Diejenigen VertragsÃ¤rzte, die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens
der Neuregelung (1. Juli 1997, 0.00 Uhr) berechtigt waren, die
Kostenerstattungsregelungen nach der bisherigen Schmerztherapie-Vereinbarung
1994 weiterhin in Anspruch zu nehmen, sollen gemÃ¤Ã� Â§ 10 Abs.2 der
Schmerztherapie-Vereinbarung n.F. diese Berechtigung (Ã¼bergangsweise)
weiterhin behalten, wenn sie innerhalb einer Ã�bergangsfrist von einem Jahr
nachweisen, dass sie die Voraussetzungen der Â§Â§ 4 und 5 der Schmerztherapie-
Vereinbarung n.F. erfÃ¼llen (ErfÃ¼llung bestimmter Verpflichtungen bei der
Versorgung Schmerzkranker; ErfÃ¼llung bestimmter rÃ¤umlicher, apparativer und
personeller Anforderungen).

Diejenigen VertragsÃ¤rzte, die bis zum In-Kraft-Treten der Neuregelung bereits
(tatsÃ¤chlich) schmerztherapeutisch tÃ¤tig waren, ohne den Status als
"schmerztherapeutisch tÃ¤tiger Arzt" im Sinne der Â§Â§ 3 bis 5 der
Schmerztherapie-Vereinbarung 1994 (Erteilung einer Genehmigung bei Nachweis
der ErfÃ¼llung bestimmter fachlicher und organisatorischer Anforderungen)
erworben zu haben, und die die Voraussetzungen des Â§ 3 der Schmerztherapie-
Vereinbarung n.F. nicht erfÃ¼llen, kÃ¶nnen gemÃ¤Ã� Â§ 10 Abs.3 der
Schmerztherapie-Vereinbarung n.F. die Genehmigung zu einer Inanspruchnahme
der Kostenerstattungsregelungen erhalten, wenn sie innerhalb einer
Ã�bergangsfrist von einem Jahr nachweisen, dass sie neben den Voraussetzungen
der Â§Â§ 4 und 5 der Schmerztherapie-Vereinbarung n.F. weitere Bedingungen
erfÃ¼llen (Vorlage von Dokumentationen Ã¼ber 100 Patienten; erfolgreiche
Teilnahme an einem Kolloquium).

Wendet man die vorgenannten GrundsÃ¤tze auf den vorliegenden Fall an, so ist die
Beklagte in den angefochtenen Bescheiden zutreffend davon ausgegangen, dass
der KlÃ¤ger unter die Regelung des Â§ 10 Abs.3 der Schmerztherapie-Vereinbarung
n.F. fÃ¤llt und die darin geforderten Nachweise innerhalb der Ã�bergangsfrist nicht
erbracht hat. Entgegen der Auffassung des Sozialgerichts ist Â§ 10 Abs.2 der
Schmerztherapie-Vereinbarung n.F. im Falle des KlÃ¤gers nicht anzuwenden, denn
er hatte im Zeitpunkt des In-Kraft-Treten der Neuregelung (1. Juli 1997, 0.00 Uhr)
keine Berechtigung zur einer Inanspruchnahme der Kostenerstattungsregelung
mehr inne. Ihm war mit Bescheid vom 18. MÃ¤rz 1996 eine vorlÃ¤ufige
Genehmigung unter Widerrufsvorbehalt erteilt worden. Diese wurde mit Bescheid
vom 29. Januar 1997 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 24. MÃ¤rz 1997
bestandskrÃ¤ftig mit Wirkung ab 1. Juli 1997 widerrufen. Der KlÃ¤ger war demnach
im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der Schmerztherapie-Vereinbarung n.F.
Ã¼berhaupt nicht mehr berechtigt, die Kostenerstattung in Anspruch zu nehmen.
Dies ergibt sich auch aus dem bestandskrÃ¤ftigen Widerspruchsbescheid vom 24.
MÃ¤rz 1997. Darin wurde der KlÃ¤ger im letzten Absatz ausdrÃ¼cklich darauf
hingewiesen, dass nach dem 30. Juni 1996 erbrachte schmerztherapeutische
Leistungen nicht mehr vergÃ¼tet werden. Im vorliegenden Fall braucht deshalb
nicht entschieden zu werden, ob eine in ihrer Wirkung Ã¼ber den 30. Juni 1997
hinausreichende vorlÃ¤ufige Genehmigung unter Â§ 10 Abs.2 der Schmerztherapie-
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Vereinbarung n.F. fallen wÃ¼rde. Ebenso kann dahigestellt bleiben, ob eine
Berechtigung im Sinne des Â§ 10 Abs.2 der Schmerztherapie-Vereinbarung n.F.
auch schon dann anzunehmen ist, wenn nach altem Recht eine endgÃ¼ltige
Genehmigung zu Unrecht versagt wurde, d.h. der KlÃ¤ger nach altem Recht einen
Anspruch auf eine endgÃ¼ltige Genehmigung gehabt hÃ¤tte. Die Beklagte hat, wie
bereits ausgefÃ¼hrt, bestandskrÃ¤ftig die vorlÃ¤ufige Genehmigung widerrufen
und damit zugleich die Umwandlung der vorlÃ¤ufigen Genehmigung in eine
endgÃ¼ltige Genehmigung versagt.

Die Beklagte hat deshalb auf den Fall des KlÃ¤gers zutreffend die
Ã�bergangsregelung des Â§ 10 Abs.3 der Schmerztherapie-Vereinbarung n.F.
angewandt. Aufgrund der bis zum Ablauf des 30. Juni 1997 rechtlich wirksam
erteilten vorlÃ¤ufigen Genehmigung vom 18. MÃ¤rz 1996 war der KlÃ¤ger vor In-
Kraft-Treten der Schmerztherapie-Vereinbarung n.F. im schmerztherapeutisch
tÃ¤tig, hatte aber noch nicht den Status als schmerztherapeutisch tÃ¤tiger Arzt im
Sinne des Â§ 3 Abs.1 der Vereinbarung von 1994 erworben. Da er zudem nicht die
fachlichen Voraussetzungen des Â§ 3 der Schmerztherapie-Vereinbarung n.F.
erfÃ¼llte, konnte er nach dem 1. Juli 1997 eine Genehmigung zur Inanspruchnahme
der Kostenerstattungsregelung nach Â§Â§ 6 Abs.3, 7 Abs.2 der Schmerztherapie-
Vereinbarung n.F. nur erhalten, wenn er innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten
dieser Vereinbarung (also bis zum Ablauf des 30. Juni 1998) neben den
Voraussetzungen der Â§Â§ 4 und 5 Dokumentationen von 100 Patienten
entsprechend den Anforderungen gemÃ¤Ã� Â§ 2 Nr.8 vorlegt (Â§ 10 Abs.3 Nr.1) und
erfolgreich an einem Kolloquium teilnimmt (Â§ 10 Abs.3 Nr.2). Diese Bedingungen
hat der KlÃ¤ger nicht innerhalb der in der vertraglichen Regelung vorgesehenen
Ã�bergangsfrist erfÃ¼llt. Es ergeben sich aus dem Vorbringen des KlÃ¤gers im
Klage- und Berufungsverfahren sowie den dem Gericht vorliegenden
Verwaltungsakten keine Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger ohne sein
Verschulden verhindert war, die Frist des Â§ 10 Abs.3 der Schmerztherapie-
Vereinbarung n.F. einzuhalten, so dass der Senat auch nicht zu prÃ¼fen brauchte,
ob dem KlÃ¤ger in entsprechender Anwendung des Â§ 27 Abs.1 SGB X
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand hÃ¤tte gewÃ¤hrt werden mÃ¼ssen (zum
Regelungsinhalt des Â§ 27 SGB X: Schroeder-Printzen/von Wulffen, SGB X, 3.Aufl.,
Â§ 27 Rdnr.4 ff; Kass.Komm.-Krasney, SGB X, Â§ 27 Rdnr.5 ff). Ob die Beklagte an
der VersÃ¤umung der Frist ein Mitverschulden trifft, ist rechtlich unerheblich.

Unstreitig erfÃ¼llt der KlÃ¤ger auch nicht die Voraussetzungen des Â§ 3 der
Schmerztherapie-Vereinbarung n.F â�¦ In der mÃ¼ndlichen Verhandlung hat der
KlÃ¤ger selbst darauf hingewiesen, dass es ihm als niedergelassenen Arzt fÃ¼r
Allgemeinmedizin faktisch nicht mÃ¶glich sei und auch nicht mÃ¶glich sein werde,
eine zwÃ¶lf- bzw. sechsmonatige TÃ¤tigkeit in den in Â§ 2 genannten
fachgebietszugehÃ¶rigen speziellen Untersuchungs- und Therapieverfahren in einer
entsprechend qualifizierten interdisziplinÃ¤ren FortbildungsstÃ¤tte im Sinne des Â§
3 Abs.1 Nr.2 der Schmerztherapie-Vereinbarung n.F. nachzuweisen.

Aus diesen GrÃ¼nden ist auf die Berufung der Beklagten das Urteil des
Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 24. Februar 1999 aufzuheben und die Klage gegen
den Bescheid vom 15. Dezember 1997 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
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12. MÃ¤rz 1998 sowie gegen den Bescheid vom 31. Juli 1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 23. November 1999 abzuweisen.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus Â§ 193 Abs.1 und Abs.4 Satz 2 SGG und
beruht auf der ErwÃ¤gung, dass die Beklagte letztlich in beiden RechtszÃ¼gen
obsiegt hat.

GrÃ¼nde, die Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG zuzulassen, liegen nicht
vor. Die grundsÃ¤tzliche Frage, wie NormsetzungsvertrÃ¤ge auszulegen sind, ist
bereits hÃ¶chstrichterlich geklÃ¤rt. Die Frage, wie die Ã�bergangsregelungen des
Â§ 10 Abs.2 und Abs.3 der ab 1. Juli 1997 geltenden Schmerztherapie-Vereinbarung
auszulegen sind, bedarf keiner hÃ¶chstrichterlichen KlÃ¤rung, weil sie sich
unmittelbar und ohne Weiteres aus den vertraglichen Bestimmungen ergibt und
damit letztlich unzweifelhaft ist.

Erstellt am: 27.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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